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A. Zielsetzung 

Das Gesellschaftsteuerrecht, das im Rahmen der EG weitgehend 
harmonisiert ist, muß an weitere gemeinschaftsrechtliche Vor- 
schriften angepaßt werden. Insbesondere ist die Richtlinie Nr. 
74/553/EWG vom 7. November 1974 zu berücksichtigen, die zur 
Vermeidung einer überhöhten Besteuerung eine Korrektur der 
Bestimmungen über die Bemessungsgrundlagen der Gesell- 
schaftsteuer vorsieht. 


B. Lösung 

Gesetzesänderung in dem Sinne, daß die Gesellschaftsteuer in 
allen Fällen des entgeltlichen Erwerbs von Gesellschaftsrechten 
an einer inländischen Kapitalgesellschaft nur noch vom Wert 
der Gegenleistung berechnet wird. Die bisher vorgeschriebene 
Mindestbesteuerung nach dem Wert der Gesellschaftsrechte 
wird abgeschafft. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Gesellschaftsteuereinnahmen des Bundes werden für die 
Zeit ab 1. Januar 1975 um jährlich etwa 4,5 bis 5 Millionen DM 
gemindert. Soweit die vorgesehene Rückwirkung Steuerfälle 
aus den Jahren 1972 bis 1974 betrifft, sind die Gesellschaft- 
steuerbescheide in Höhe von insgesamt etwa 22 Millionen DM 
ausgesetzt i kassenmäßige Auswirkungen ergeben sich daher 
nicht mehr. 
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Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 28. November 1975 

Der Bundeskanzler 
1/4 (IV/4) - 522 12 - Ka 4/75 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kapitalverkehrsteuer- 
gesetzes (KVStÄndG 1975) mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei- 
zuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 421. Sitzung am 20. Juni 1975 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Schmidt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Kapitalverkehrsteuergesetzes 
(KVStXndG 1975) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Kapitalverkehrsteuergesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. November 1972 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 2129) wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Kapitalgesellschaften sind 

1. Aktiengesellschaften, 

2. Kommanditgesellschaften auf Aktien, 

3. Gesellschaften mit beschränkter Haftung 

sowie die Gesellschaften, die nach dem Recht 
eines Mitgliedstaates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft gegründet worden sind und 
den in den Nummern 1 bis 3 bezeichneten Ge- 
sellschaften entsprechen." 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Buchstabe a wird der Satz „Als 
Wert der Gegenleistung gilt mindestens der 
Wert der Gesellschaftsrechte;" gestrichen; 
der vor diesem Satz stehende Punkt wird 
durch einen Strichpunkt ersetzt. 

b) Im letzten Satz wird das Zitat 


„ (Nummern 1 und 3) 11 durch das Zitat „ (Num- 
mer 1 Buchstabe b und Nummer 3)" ersetzt. 


Artikel 2 

§ 8 Nr. 1 Buchstabe a des Kapitalverkehrsteuer- 
gesetzes in der sich aus diesem Gesetz ergebenden 
Fassung ist mit Wirkung ab 1. Januar 1972 anzu- 
wenden. Auf Antrag des Steuerschuldners sind auch 
rechtskräftige Gesellschaftsteuerbescheide inso- 
weit zu ändern, als die nach dem Wert der Gesell- 
schaftsrechte berechnete Gesellschaftsteuer die 
allein nach dem Wert der Gegenleistung bemessene 
Gesellschaftsteuer überstiegen hat. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S, 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Das Kapitalverkehrsteuergesetz in der ab 1. Januar 

1972 geltenden Fassung der Bekanntmachung vom 
17. November 1972 - KVStG 1972 - (Bundesgesetz- 
bl. I S. 2129) ist, soweit es die Gesellschaftsteuer 
betrifft, in erheblichem Umfang durch Harmonisie- 
rungsvorschriften des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften beeinflußt. Mit dem Gesetz zur Ände- 
rung des Kapitalverkehrsteuergesetzes und anderer 
Gesetze vom 23. Dezember 1971 (Bundesgesetzbl. I 
S. 2134) ist der Richtlinie Nr. 69/335/EWG vom 
17. Juli 1969 betreffend die indirekten Steuern auf 
die Ansammlung von Kapital (Amtsblatt der EG 
Nr. L 249/25 vom 3. Oktober 1969) entsprochen und 
im voraus die Regelung der erst später wirksam 
gewordenen Richtlinie Nr. 73/80/EWG vom 9. April 

1973 betreffend die Festsetzung gemeinsamer Sätze 
der Gesellschaftsteuer (Amtsblatt der EG Nr. L 103/ 
15 vom 18. April 1973) berücksichtigt worden. 

Die jetzt vorgesehenen Änderungen des Kapitalver- 
kehrsteuergesetzes sind durch Änderungen der 
Richtlinie vom 17. Juli 1969 bedingt. Die in Artikel 
3 Abs. 1 Buchstabe a dieser Richtlinie enthaltene 
Aufzählung der nach dem Recht der sechs alten Mit- 
gliedstaaten gegründeten Kapitalgesellschaften ist 
anläßlich der Erweiterung der Europäischen Ge- 
meinschaften durch Aufnahme der entsprechenden 
Gesellschaften dänischen und irischen Rechts sowie 
des Rechts des Vereinigten Königreichs ergänzt 
worden (Artikel 1 Abs. 2 des Beitrittsvertrages in 
Verbindung mit Abschnitt VI des Anhangs I der 
Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas- 
sungen der Verträge unter Berücksichtigung des Be- 
schlusses des Rates der Europäischen Gemeinschaf- 
ten vom 1. Januar 1973 zur Anpassung der Doku- 
mente betreffend den Beitritt neuer Mitgliedstaaten 
zu den Europäischen Gemeinschaften; Amtsblatt der 
EG Nr. L 2/1 vom 1. Januar 1973). Außerdem ist 
durch die Richtlinie Nr. 74/553/EWG vom 7. Novem- 
ber 1974 zur Änderung von Artikel 5 Abs. 2 der 
Richtlinie Nr. 69/335/EWG betreffend die indirekten 
Steuern auf die Ansammlung von Kapital eine 
Korrektur der Bestimmungen über die Bemessungs- 
grundlage der Gesellschaftsteuer vorgenommen 
worden. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehenen Änderungen 
werden das Gesellschaftsteueraufkommen des Bun- 
des für die Zeit ab 1. Januar 1975 um jährlich etwa 
4,5 bis 5 Millionen DM mindern. Diese durch die 
Steuerharmonisierung bedingten Ausfälle werden 
bei der Fortschreibung der mehrjährigen Finanz- 
planung berücksichtigt. Soweit die im Gesetzent- 
wurf vorgesehene Rückwirkung Steuerfälle aus den 
Jahren 1972 bis 1974 betrifft, ergeben sich finan- 
zielle Auswirkungen von insgesamt etwa 22 Millio- 
nen DM. Hinsichtlich dieses Betrages ist die Voll- 
ziehung der Gesellschaftsteuerbescheide ausgesetzt 


worden, so daß die zur Erreichung des mit der 
Richtlinie Nr. 74/553/EWG verfolgten Zieles gebo- 
tene Rückwirkung sich kassenmäßig nicht mehr aus- 
wirken wird. Die Länder, Gemeinden und Ge- 
meindeverbände werden nicht mit Kosten belastet. 


B. Besonderer Teil 
Zu Artikel 1 Nr. 1 

In § 5 Abs. 1 KVStG 1972 sind die Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien und 
die Gesellschaften mit beschränkter Haftung sowie 
die entsprechenden Gesellschaften belgischen, fran- 
zösischen, italienischen, luxemburgischen und nie- 
derländischen Rechts als Kapitalgesellschaften be- 
zeichnet. Hier müssen die entsprechenden Gesell- 
schaften der drei neuen Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften einbezogen werden. .Die 
vorgeschlagene Neufassung trägt dem durch eine 
Generalklausel Rechnung. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

Nach § 8 Nr. 1 Buchstabe a KVStG ist die Gesell- 
schaftsteuer beim entgeltlichen Ersterwerb von Ge- 
sellschaftsrechten an einer inländischen Kapitalge- 
sellschaft vom Wert der Gegenleistung, mindestens 
aber vom Wert der Gesellschaftsrechte zu berech- 
nen. Die Vorschrift entspricht dem Artikel 5 Abs. 1 
und 2 der Richtlinie Nr. 69/335/EWG vom 17. Juli 
1969 und gilt in dieser Form seit dem 1. Januar 
1972. Inzwischen hat sich die Erkenntnis durchge- 
setzt, daß die Mindestbesteuerung nach dem Wert 
der Gesellschaftsrechte vielfach zu einer überhöhten 
Belastung führt. Dies gilt insbesondere für Kapital- 
erhöhungen gegen Bareinlagen, bei denen der Aus- 
gabekurs meistens - bei Publikumsgesellschaften 
fast immer - erheblich unter dem Wert der neuen 
Anteile liegt. In diesen Fällen werden außer dem 
neu zugeführten Kapital auch frühere versteuerte 
Einlagen sowie offene und stille Reserven anteilig 
von der Steuer erfaßt. Da dies nicht dem Sinn und 
Zweck der Gesellschaftsteuer entspricht, sieht der 
Gesetzentwurf die Abschaffung der Mindestbesteue- 
rung nach dem Wert der Gesellschaftsrechte vor. 
Diese Änderung ist durch die Richtlinie Nr. 74/553/ 
EWG vom 7. November 1974 zwar nur für die Fälle 
der Bareinlage zwingend vorgeschrieben, jedoch ist 
die Bundesregierung der Auffassung, daß eine un- 
gleiche Behandlung von Bar- und Sacheinlagen mit 
dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteue- 
rung nicht zu vereinbaren wäre. Im übrigen führt 
die Abschaffung der Mindestbesteuerung zu einer 
Verwaltungsvereinfachung, da die bisher in allen 
Fällen des § 8 Nr. 1 Buchstabe a KVStG 1972 erfor- 
derliche Prüfung, ob der Wert der neuen Gesell- 
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schaftsrechte den Wert der Gegenleistung über- 
steigt, die Finanzämter erheblich belastet hat. Auf 
die Schwierigkeit dieser Arbeit hat der Bundes- 
rechnungshof mehrfach hingewiesen. 


Zu Artikel 2 

Die hier vorgesehene Rückwirkung soll eine steuer- 
liche Benachteiligung der deutschen Kapitalgesell- 
schaften ausgleichen, die sich dadurch ergeben hat, 
daß mehrere andere Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften es unterlassen haben, die 
durch die Richtlinie vom 7. Juli 1969 vorgeschrie- 
bene Mindestbesteuerung nach dem Wert der Ge- 
sellschaftsrechte in ihr nationales Recht zu über- 
nehmen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Artikel 1 

Nach Nummer 1 ist folgende neue Nummer 1 a ein- 
zufügen: 

,1a. In § 7 Abs. 1 Nr. 2 ist das Wort fr ausschließ- 
lich jeweils durch die Worte „mindestens zu 
90 vom Hundert" zu ersetzen.' 


Begründung 

Die Steuervergünstigung des § 7 Abs. 1 Nr. 2 KVStG 
erfaßt nur solche Versorgungsbetriebe, deren Anteile 
ausschließlich dem Bund, einem Land, einer Ge- 
meinde, einem Gemeindeverband oder einem Zweck- 
verband gehören und deren Erträge ausschließlich 
diesen Gesellschaften zufließen. Der Begriff „aus- 
schließlich" bedeutet ohne jede Ausnahme, d. h. die 
Gebietskörperschaften müssen zu 100 v. H. am Kapi- 
tal der Gesellschaft beteiligt sein. 

Aufgrund der historischen Entwicklung befinden sich 
jedoch bei zahlreichen Verkehrsunternehmen Anteile 
am Gesellschaftskapital im Privatbesitz. Der voll- 


ständige Erwerb dieser Anteile durch die öffentliche 
Hand ist aus den verschiedensten Gründen oft nicht 
möglich. 

Artikel 8 der Richtlinie des Rates der EG vom 17. Juli 
1969 betreffend die indirekten Steuern auf die An- 
sammlung von Kapital (69/335/EWG) läßt eine 
Steuerbefreiung der in § 7 Abs. 1 Nr. 2 KVStG auf- 
geführten Versorgungsbetriebe auch dann zu, wenn 
das Gesellschaftskapital mindestens zur Hälfte vom 
Staat oder von einer Gebietskörperschaft gehalten 
wird. 

Die unterschiedliche gesellschaftsteuerliche Behand- 
lung der Versorgungsbetriebe mit einer ausschließ- 
lichen Beteiligung der öffentlichen Hand und der 
Versorgungsbetriebe mit einer geringen Fremdbetei- 
ligung ist sachlich nicht mehr gerechtfertigt. Bei der 
Mehrheit der in Betracht kommenden Fälle handelt 
es sich um Verlustbetriebe, deren Verluste von der 
öffentlichen Hand übernommen werden. Durch die 
Begrenzung der Steuervergünstigung auf Versor- 
gungsbetriebe mit einer Fremdbeteiligung von höch- 
stens 10 v. H. ist hinreichend gewährleistet, daß auch 
bei Gewinnbetrieben die Ausdehnung der Steuer- 
vergünstigung vornehmlich der öffentlichen Hand 
zugute kommt. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung kann dem Vorschlag nicht zu- 
stimmen. Sie ist vielmehr der Meinung, daß die 
gesellschaftsteuerliche Begünstigung bei Versor- 
gungsbetrieben weiterhin von einer hundertprozen- 
tigen Beteiligung der öffentlichen Hand abhängig 
bleiben sollte. Der Hinweis des Bundesrates, daß der 
öffentlichen Hand der vollständige Erwerb der Ge- 
sellschaftsanteile oft nicht möglich sei, vermag die 
vorgeschlagene Gesetzesänderung nicht zu rechtfer- 
tigen, da das bezeichnete Problem im Ergebnis nicht 
gelöst, sondern nur verlagert würde. Berufungen 
sind nicht auszuschließen, denn den 16 Versorgungs- 
betrieben, bei denen die öffentliche Hand die vom 


Bundesrat gewünschte Beteiligungsquote von 90 v. H. 
erreicht, stehen 52 Versorgungsbetriebe gegenüber, 
an denen die öffentliche Hand zu weniger als 
90 v. H., mindestens jedoch zu 50 v. H. beteiligt ist. 
Der Einnahmeausfall, der durch die vom Bundesrat 
vorgeschlagene Gesetzesänderung zu Lasten des 
Bundes eintreten würde, wird auf jährlich rd. 1 Mil- 
lion DM - mit voraussichtlich steigenden Tenden- 
zen - geschätzt. Er erscheint zwar relativ gering, 
kann jedoch nach Auffassung der Bundesregierung 
bei der gegenwärtigen angespannten Haushaltslage 
aus grundsätzlichen Erwägungen nicht hingenommen 
werden. 
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